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DiE GRÜNEN 
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Observation von Kommunaipariamentariern/ innen durch US-Miiitärpolizei 
und US-Kriminaipoiizei (CiD) im Main-Kinzig-Kreis 


Der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Schäfer, hat mit Schrei- 
ben vom 9. März 1990 die Kleine Anfrage namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


Anläßlich einer antimilitaristischen Rundfahrt durch den Main-Kinzig- 
Kreis zum Antikriegstag 1989 wurden die Mitglieder des Kreistages 
sowohl von Angehörigen der US-Militärpolizei als auch von Angehöri- 
gen der US-Kriminalpolizei (CID) observiert. Diese Rundfahrt hatte die 
Funktion einer Kreistagssitzung. Nach Zeugenaussagen wurden die 
Kreistagsabgeordneten bei ihrer Besichtigung militärischer Einrichtun- 
gen auf dem Kreisterritorium von der US -Polizei fotografiert. Zudem 
seien von den amerikanischen Polizisten „eifrig Notizen" gemacht 
worden. 

Die CID-Beamten benutzten während ihrer Observation ein Fahrzeug 
mit deutschem Kennzeichen (HU-KS 207). Der zuständige Landrat, der 
an der Kreisrundfahrt beteiligt war, findet es „unmöglich, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Kreistag, der sich auf öffentlichen 
Straßen bewegt und sich die (militärischen) Anlagen von außen! ansieht, 
dabei von den Amerikanern beobachtet wird" (Frankfurter Rundschau, 
16. September 1989). 


Die Bundesregierung weist zu der in der Vorbemerkung zur Klei- 
nen Anfrage enthaltenen Sachverhaltsdarstellung darauf hin, daß 
keine Beschwerden der betroffenen Kreistagsmitglieder an sie 
herangetragen worden sind. Da die Vorgänge auch nur in der 
Regionalpresse behandelt worden sind, hat die Bundesregierung 
zunächst keine Kenntnis davon erhalten. Sie hat daher die ameri- 
kanische Botschaft und das Landratsamt des Main-Kinzig-Krei- 
ses um Auskunft gebeten. 

Nach Darstellung der amerikanischen Botschaft waren die ameri- 
kanischen militärischen Dienststellen im Main-Kinzig-Kreis 
besorgt, daß die Aktivitäten der „antimilitaristischen Rundfahrt'' 
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in unmittelbarer Nähe zu den Anlagen zu Mißverständnissen über 
den Zweck des Unternehmens, insbesondere beim Sicherheits- 
personal innerhalb der Liegenschaften, führen könnten. Um Zwi- 
schenfälle zu vermeiden, seien vorsorghch zwei Militärpolizisten 
eingesetzt worden, die der Gruppe folgen sollten, um eingreifen 
zu können, falls sich Probleme mit dem militärischen Wachperso- 
nal ergäben. Diese Militärpolizisten hätten dabei ein Kraftfahr- 
zeug des CID mit deutschem Nummernschild benutzt, obwohl sie 
selbst nicht dem CID angehörten. Die Notizen, die sie gemacht 
hätten, seien für ihren späteren Einsatzbericht bestimmt gewesen, 
wie er in der Polizeiarbeit üblich sei. Fotografiert worden sei nicht. 
Die amerikanischen Militärdienststellen hätten nicht die Absicht 
gehabt die „antimilitaristische Rundfahrt" zu stören oder zu be- 
hindern oder Daten über die Teilnehmer zu sammeln. Sie hätten 
dies auch nicht getan. 

Aus Stellungnahmen des Landratsamts des Main-Kinzig-Kreises, 
die dem Auswärtigen Amt vorliegen, geht hervor, daß der stellver- 
tretende Standortälteste der amerikanischen Armee in Hanau 
dem Landrat des Main-Kinzig-Kreises den Vorfall wie oben dar- 
gelegt erläutert und sich dafür entschuldigt hat, daß der Eindruck 
einer Observation entstanden sei, und daß der Landrat diese Er- 
klärungen und die Entschuldigung angenommen habe. 

Vor diesem Hintergrund nimmt die Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Die ausländischen Streitkräfte haben innerhalb der ihnen zur 
ausschließlichen Benutzung überlassenen Liegenschaften das 
Recht, die zur befriedigenden Erfüllung ihrer Verteidigungs- 
pflichten erforderlichen Maßnahmen zu treffen (Artikel 53 Abs. 1 
ZANTS). 

Außerhalb der Liegenschaften darf die Militärpolizei der auslän- 
dischen Streitkräfte nach Maßgabe des Artikels VII Abs. (10) (b) 
NTS, Artikels 28 ZA NTS „zur Aufrechterhaltung der Disziplin 
und Ordnung unter den Mitghedern der Truppe" eingesetzt wer- 
den. Darüber hinaus dürfen die ausländischen Streitkräfte - abge- 
sehen von der Wahrnehmung der nach deutschem Recht beste- 
henden sog. Jedermann- Rechte - außerhalb der überlassenen 
Liegenschaften keine Polizeigewalt ausüben. Diese steht nur 
deutschen Behörden zu. 


1. Gibt es außer dem Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut ein 
deutsch-amerikanisches Abkommen, das die Rechte und Pflichten 
der US-Militärpolizei auf deutschem Boden normiert? 

Wenn ja, um welche{s) Abkommen handelt es sich? 

Nein. 


2. Ist nach Ansicht der Bundesregierung die Observation und Daten- 
erfassung im vorhegenden Fall rechüich zulässig? 

Wenn ja, wie lautet die Begründung? 

Wenn nein, warum nicht? 
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Die von den US-Militärpolizisten ergriffenen Beobachtungsmaß- 
nahmen zur Vermeidung von Zwischenfällen mit dem US-Wach- 
personal halten sich in dem in der Vorbemerkung beschriebenen 
Rahmen. Sie sind Ausfluß der den US -Streitkräften nach den 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen zustehenden Rechte nach 
Artikel VII Abs. (10) (b) NTS und Artikel 28 ZA NTS. 


3. Wurden im vorliegenden Fall weitere Observationen von den 
zuständigen US-Dienststellen veranlaßt, beispielsweise Teiefonab- 
höraktionen gegen einzelne Mitglieder der örtüchen Friedensbe- 
wegung? 


Nach Auskunft der amerikanischen Seite haben über die in der 
Vorbemerkung dargestellten Personen keine weiteren Aktivitäten 
im Zusammenhang mit der „antimihtaristischen Rundfahrt" statt- 
gefunden. 


4. Wie kam die US-Miütärpoüzei (CID) in den Besitz des amtlichen 
Kennzeichens HU-KS 207? Auf Grund welcher Rechtsgrundlage 
werden s'olche Kennzeichen an Gaststreitkräfte vergeben? 


Das amtliche Kennzeichen HU-KS 207 wurde am 5. Mai 1989 der 
US-Militärpolizei (CID) von der Zulassungsstelle des Main-Kin- 
zig-Kreises zugeteilt. Die Zuteilung deutscher Kennzeichen als 
Zweitkennzeichen für Kraftfahrzeuge, die nach Artikel 10 des Zu- 
satzabkommens zum NATO-Truppenstatut zugelassen sind, er- 
folgt aufgrund des § 70 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 23 der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung. Zweitkennzeichen wer- 
den zum Schutz für gefährdete Personen oder zur Durchführung 
von Fahndungen oder ähnlichen Maßnahmen zugeteilt. 


5. Welche deutsche Behörde kontrolhert Gebrauch oder Mißbrauch 
von amtlichen Kennzeichen, die den US -Streitkräften zur Ver- 
fügung gestellt werden? 

6. War die Benutzung des genannten Kennzeichens zum Zwecke der 
Überwachung von Kreistagsabgeordneten rechthch zulässig? 

Wenn ja, warum? 

Wenn nicht, warum nicht? 


Nach dem Straßenverkehrsrecht dienen Kennzeichen (einschl. 
Zweitkennzeichen) der Identifizierung des betreffenden Fahr- 
zeughalters oder des betreffenden Fahrzeugs, an dem diese Kenn- 
zeichen angebracht sind. 

Ein strafrechtlicher Kennzeichenmißbrauch liegt nach § 22 des 
Straßenverkehrsgesetzes nur vor, wenn in rechtswidriger Absicht 
ein Kennzeichen verwendet wird, das nicht zugeteilt wurde, oder 
ein zugeteiltes Kennzeichen verändert oder auf andere Weise 
manipuliert wird. Wenn somit die einwandfreie Identifizierung 
gewährleistet wird, ist es aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht 
ohne Belang, für welche Zwecke das mit einem Zweitkennzei- 
chen versehene Fahrzeug eingesetzt wird. 
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7. Wurden oder werden vergleichbare Einsätze der US-Militärpolizei 
gegen Bundesbürger/innen mit Bundesbehörden gemeinsam ge- 
plant, koordiniert und ausgewertet? 

Wenn ja, mit welchen Bundesbehörden? 

Spielt der Verfassungsschutz in diesem Kontext eine Rolle? 


Wie aus der Vorbemerkung ersichtlich, hat kein Einsatz gegen 
Bundesbürger/innen stattgefunden. 


8. Was geschieht mit den festge stellten Daten der observierten Kreis- 
tagsabgeordneten (z.B. den Fotographien und den schriftlichen 
Notizen der US-Militärpolizei)? 


Siehe Vorbemerkung. 


9. Was geschieht mit anderen durch Militär-Observation anläßlich 
solcher antimilitaristischer Rundfahrten durch den Main-Kinzig- 
Kreis festgestellten Daten von Privaten? 


Es sind keine Daten von Privaten erfaßt worden. Die Frage ist 
daher gegenstandslos. 


10. Haben Datenschützer/innen des Bundes und der Länder Zugang zu 
den hier genannten Daten? 

Gibt es spezielle Dateien, in denen solche personenbezogenen 
Daten gesammelt werden? 

Wenn ja, wie heißen diese Dateien? 


Siehe Antwort zu Frage 9. 


I 

11. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß durch die Besichti- 
gung militärischer Anlagen anläßlich einer Kreistagssitzung mili- 
tärische Sicherheitsinteressen verletzt werden können? 

Wenn ja, welche? 

Wenn nein, wie lautet die Begründung? 


Militärische Sicherheitsinteressen können auch durch eine „Be- 
sichtigung" militärischer Anlagen von außen verletzt werden. Auf 
Artikel VII Abs. 11 NTS und Artikel 29 ZA NTS, die diesem Tat- 
bestand Rechnung tragen, wird Bezug genommen. 


12. Wurden im Verlauf der antimilitaristischen Rundfahrt, an deren 
Ende eine Aktionsbesichtigung von Sprengkammern stand, irgend- 
welche militärischen Sicherheitsinteressen beeinträchtigt? 


Nein, soweit bekannt. 
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13. Nach welchen rechtlichen Kriterien könnten Personen, die sich an 
der Besichtigung von Militäreinrichtungen beteiligen, die durch 
öffentliche Straßen und Wege einsehbar sind, zu sicherheitsrele- 
vanten Observierungsobjekten werden? 

Gibt es außer rechtlich nachvollziehbaren Kriterien noch andere, 
die eine Observierungsentscheidung durch Angehörige der Militär- 
polizei von NATO-Entsendestreitkräften für betroffene Bürger/ 
innen nachvollziehbar machen? 


Wie bereits dargestellt, hatte die Militärpolizei die Aufgabe, 
sicherzustellen, daß die „antimilitaristische Rundfahrt'' ohne Zwi- 
schenfälle verlaufen konnte, nicht jedoch, die Teilnehmer zu 
observieren oder Daten über sie zu sammeln. 


14. Welchen Rechtsschutz können betroffene Personen in einem Fall 
wie dem hier vorliegenden beanspruchen? 


Die ausländischen Streitkräfte und ihre Entsendestaaten unterlie- 
gen nicht der deutschen Gerichtsbarkeit. Betroffenen Personen 
steht jedoch gegen die deutschen Behörden bezüglich ihrer Mit- 
oder Einwirkungspflichten gegenüber den Entsendestaaten und 
ihren Behörden der Verwaltungsrechtsweg offen. 
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